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Geſetz⸗Sammlung 
für die I 


Königliden Preußiſchen Staaten. 


— Nr 35. 


(Nr. 4070.) Geſetz, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des Perſonenſtandes 
evangeliſcher Preußiſcher Unterthanen in außereuropaͤiſchen Ländern. Vom 
3. April 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
; Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 12 * 

In außereuropaͤiſchen Ländern, in welchen es Unſeren dort lebenden Un⸗ 1. Allgemeine 
terthanen evangeliſchen Glaubensbekenntniſſes bei dem Mangel evangeliſcher Veſtimmun⸗ 
Geiſtlichen nicht möglich ift, die Geburten, Heirathen und Sterbefälle durch en. 
einen ſolchen Geiſtlichen beurkunden zu laſſen, koͤnnen hierzu durch Unſern Mi⸗ 
niſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten Unſere in jenen Laͤndern reſidirenden 
Konſuln ermaͤchtigt werden. 

ö §. 2. 

Die Konſuln haben uͤber die Beurkundungen der Geburten, Heirathen 
und Sterbefaͤlle drei verſchiedene Regiſter zu fuͤhren, in welche die vorkommen⸗ 
den Falle in protokollariſcher Form unter fortlaufenden Nummern einzutra⸗ 
gen ſind. 

§. 3. 

Der Schließung einer Ehe vor dem Konſul muß das Aufgebot voran- u. eheſchlie⸗ 
gehen. Vor Erlaſſung deſſelben find dem Konſul die zur Eingehung einer Ehe fung und 
nach den Geſetzen der Heimath der Verlobten nothwendigen Erforderniſſe als Punt re 
vorhanden nachzuweiſen. Insbeſondere haben die Verlobten beizubringen: ben. 

1) ihre Geburtsurkunden in beglaubigter Form; 
2) die Einwilligung der Aeltern oder Vormuͤnder, ertheilt durch perſoͤnliche 

Erklaͤrung vor dem Konſul, oder in beglaubigten Urkunden. 

Der Konſul kann die Beibringung dieſer Urkunden erlaſſen, wenn ihm 
die Thatſachen, welche durch dieſelben feſtgeſtellt werden follen, perfünlich bes 
kannt ſind, oder auf andere Weiſe glaubhaft nachgewieſen werden. 
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Auch kann er von unbedeutenden Abweichungen in den Urkunden, bei⸗ 
ſpielsweiſe einer verſchiedenen Schreibart der Namen, oder einer Verſchieden⸗ 
heit der Vornamen, abſehen, wenn in anderer Weiſe die Identitaͤt der Bethei⸗ 
ligten feſtgeſtellt wird. 

3 

Das Aufgebot geſchieht durch eine Bekanntmachung des Konſuls, welche 
die Vornamen, die Familiennamen, das Alter, den Stand oder das Gewerbe 
und den Wohnort der Verlobten und ihrer Aeltern enthalten muß. Dieſe 


Bekanntmachung muß an der aͤußeren Thuͤre des Konſulatsgebaͤudes acht Tage 
hindurch ausgehaͤngt bleiben. 


H. 5. 

Wenn eine der aufzubietenden Perſonen innerhalb der letzten ſechs Mo⸗ 
nate ihren Wohnſitz in einem andern Lande, als dem Bezirke des Konfuls ge⸗ 
habt hat, ſo muß die Bekanntmachung des Aufgebots in dieſem Lande nach 
den dort geltenden Vorſchriften erfolgen, oder ein gehörig beglaubigtes Atteſt 

der Obrigkeit des fruͤheren Wohnorts der Verlobten daruͤber beigebracht wer⸗ 
den, daß daſelbſt Ehehinderniſſe in Betreff ihrer nicht bekannt ſeien. 


H. 6. 


Der Konſul kann aus beſonders dringenden Gruͤnden von dem Aufgebote 
(G. 4. und 5.) ganz dispenſiren. 


K 
Die Schließung der Ehe erfolgt in Gegenwart von zwei Zeugen durch 


die an die Verlobten einzeln und nach einander gerichtete feierliche Frage des 


Konſuls: i 
ob fie erklaͤren, daß fie die Ehe mit dem gegenwärtigen anderen Theile 
eingehen wollen, 
durch die bejahende Antwort der Verlobten und durch den hierauf erfolgenden 
Ausſpruch des Konſuls, 


daß er ſie nunmehr kraft des Geſetzes fuͤr rechtmaͤßig verbundene Ehe⸗ 
leute erkläre. 


% 8. a 
Die Ehe erlangt mit dem Abſchluſſe vor dem Konſul ihre volle Guͤltigkeit. 
Der Konſul hat jedoch bei der Eheſchließung dem zu trauenden Paare 


das Verſprechen abzunehmen, bei erſter vorkommenden Gelegenheit die kirchliche 
Einſegnung nachzuholen. 


H. 9. 


Die uͤber die geſchloſſene Ehe in das Regiſter einzutragende Urkunde 
(Heiraths⸗Urkunde) muß enthalten: 
1) Bor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe, Geburts- und 
Wohnort der die Ehe eingehenden Perſonen; 
2) Vor⸗ 


= fie 


2) Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort 
ihrer Aeltern; i 

3) Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohnort 
der zugezogenen Zeugen; 

4) die auf Befragen des Konſuls abgegebene Erklaͤrung der Verlobten, 
ſowie die erfolgte Verkuͤndigung ihrer Verbindung; 

5) das Verſprechen der Eheleute, die kirchliche Einſegnung nachholen zu 


wollen; 
6) die Unterſchrift der anweſenden Perſonen. 


H. 10. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen über die Eheſchließung (H$. 3—9.) fin- 
den auch Anwendung, wenn nicht beide Verlobte, ſondern nur einer derſelben 
dem Preußiſchen Unterthanenverbande angehört. i 


"= 5.41; 


Die Eintragung der Geburt eines Kindes in das Regiſter kann von dem IN. eis 
Konſul nur vorgenommen werden, nachdem fich derſelbe durch Vernehmung 
des Vaters des Kindes oder anderer Perſonen die Ueberzeugung von der Rich: 
tigkeit der Nee Thatſachen verſchafft hat. 

Dieſe Eintragung muß enthalten: 

den Ort, den Tag und die Stunde der Geburt; 

das Geſchlecht des Kindes; 

die ihm beigelegten Vornamen; 

die Bor- und Familiennamen, den Stand oder das Gewerbe, fowie 
den Wohnort der Aeltern und zweier bei der Eintragung zuzu⸗ 
ziehender Zeugen; 

die Unterſchrift des Vaters, wenn er anweſend iſt, und der vorge— 

5 dachten Zeugen. : i 


42 
Die Eintragung eines Todesfalls in das Regiſter erfolgt auf Grund nt 
der Erklärung zweier Zeugen. Sie muß enthalten: befäle. 


4) Bor- und Familiennamen des Verſtorbenen, fein Alter, Stand oder 
Gewerbe, ſeinen Wohn- und Geburtsort, wenn dieſer bekannt iſt; 
2) die Vor- und Familiennamen ſeines Ehegatten; = 
3) die Vor- und Familiennamen, den Stand oder das Gewerbe und den 
Wohnort der Aeltern des Verſtorbenen, ſoweit diefe Verhaͤltniſſe be- 
kannt find; 7 
4) die Bor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe und Wohn— 
ort der Zeugen, welche die Erklaͤrung abgeben, und, wenn es Verwandte 
des Verſtorbenen ſind, den Grad ihrer Verwandtſchaft; 
5) Ort, Tag und Stunde des erfolgten Todes; 
6) Unterſchrift der Zeugen. 
Sefo: è 
Fur die Unſern Konſuln durch das gegenwärtige Geſetz uͤberwieſenen 
(Nr. 4070—4074.) 68“ Gr 


= 
= 
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Geſchaͤfte und die Ertheilung von Ausfertigungen aus den Perſonenſtands⸗ 
Regiſtern ſind Gebuͤhren zu entrichten, uͤber deren Betrag Unſer Miniſter der 
auswaͤrtigen Angelegenheiten zu beſtimmen hat. ‘ 
| H. 14. 

Unſere Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten und der Juſtiz haben 
zur Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes die weiteren Anweiſungen zu erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 3 8 

Gegeben Charlottenburg, den 3. April 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
- v. Bodelſchwingh. A Bonin. 


(Nr. 4071.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend den zweiten Nachtrag zu dem Statute der 
Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 4. Auguſt 1854. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen rc. ꝛc. | 


Nachdem die Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſamm⸗ 
lung vom 16. November 1853. beſchloſſen hat, die Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahn 
von Bonn bis an den Fuß des Siebengebirges (Rolandseck) fortzuſetzen, ſowie 
den anliegenden Nachtrag zu dem von Uns unterm 11. Februar 1841, beſtaͤ⸗ 
tigten Statute zu errichten, und Wir zu der beabſichtigten Fortſetzung der 
Bahn Unſere Genehmigung ertheilt haben, wollen Wir den vorerwaͤhnten 
Nachtrag zu dem Statute der Gefellfchaft hierdurch landesherrlich beſtaͤtigen. 
- Die gegenwärtige Urkunde ift nebſt dem beſtaͤtigten Statut⸗Nachtrage 
durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. | 
Gegeben Charlottenburg, den 4. Auguſt 1854, 


G. s) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Zwei⸗ 


| 


Zweiter Nachtrag 
zu dem Statute der Bonn⸗Cölner Eiſenbahngeſellſchaft 
vom 27. September 1840. 


H. . 
Die Geſellſchaft, indem fie von der im H. 3. des vorſtehenden Statuts 
vorbehaltenen Befugniß Gebrauch macht, fuͤhrt die Bahn von Bonn bis an 
den Fuß des Siebengebirges (Rolandseck) fort. 


§. 2. 

Um die zum Bau nöthigen Geldmittel zu beſchaffen und den Reſt der 
am 1. Oktober 1848. emittirten Prioritaͤts⸗Obligationen zu tilgen, wird dieſelbe 
zur Kreirung von Prioritaͤts⸗Obligationen bis zum Belaufe von 750,000 Tha- 
lern zum Zinsfuße von vier und einem halben Prozent ſchreiten. 


H. 3. - 

Die Geſellſchaft räumt dem Staate die Befugniß ein, für den Fall, daß 
eine Privatgeſellſchaft zu dem Baue einer weiter rheinaufwaͤrts fuͤhrenden 
Eiſenbahn nach Coblenz oder einem oberhalb Coblenz belegenen Punkte des 
linken Rheinufers konzeſſionirt werden ſollte, mit dem Unternehmen dieſer Gez 
ſellſchaft das der Bonn-Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft dergeſtalt zu verſchmelzen, 
daß letzteres ein integrirender Theil mit jenem wird und die Bonn = Coͤlner 
Eiſenbahngeſellſchaft als ſolche zu exiſtiren aufhoͤrt, wogegen die Stamm⸗Aktio⸗ 
naire der Bonn-Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft zum Nominalbetrage ihrer Stamm⸗ 
Aktien Stamm⸗Aktionaire des neu Fonzefftonirten Unternehmens werden, jedoch 
mit dem Vorrechte, daß, wenn in irgend einem Jahre der Reinertrag des neuen 
Unternehmens zur Vertheilung einer Dividende von mindeſtens fuͤnf und einem 
halben Prozent nicht zureicht, den urſpruͤnglichen Aftionairen der Bonn-⸗Coͤlner 
Eiſenbahngeſellſchaft eine Dividende von fuͤnf und einem halben Prozent vorab 
gewaͤhrt wird. 


(Nr. 4072.) Privilegium wegen Ausgabe von 750,000 Rthlr. auf den Inhaber lautender 
Prioritaͤts-Obligationen der Bonn-Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 
4. Auguſt 1854. ; 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 


Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem die Bonn-Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der in der 
Generalverſammlung vom 16. November 1853. gefaßten Beſchluͤſſe darauf an- 
getragen hat, ihr Behufs der Fortſetzung der Bonn-Coͤlner Eiſenbahn von Bonn 

Gr. 40714072 bis 
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bis an den Fuß des Siebengebirges (Rolandseck), ſowie zur Tilgung des Reſtes 
der auf Grund des Privilegiums vom 9. September 1848. emittirten fuͤnf⸗ 
prozentigen Prioritaͤts⸗Obligationen die Aufnahme einer Anleihe von ſiebenhun— 
dert funfzig tauſend Thalern durch Ausgabe von ſieben tauſend fuͤnfhundert 


Stuͤck auf den Inhaber lautender und mit vierundeinhalbprozentigen Zinsſchei— 


. 


nen verſehener Prioritát8 -Obligationen zum Betrage von Einhundert Thalern 
zu geſtatten, wollen Wir in Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit des neuen 
Unternehmens und in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
durch gegenwartiges Privilegium zur Ausgabe der gedachten Obligationen unter 
den nachſtehenden Bedingungen Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilen: 


Se 


Die zu emittirenden Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern 


nach dem sub A. beigefuͤgten Schema ſtempelfrei ausgefertigt. 

Dieſelben zerfallen in: ; 

7500 Stuͤck zu 100 Thaler Kurant, sub JE 1. bis incl. 7500., zuſammen 
750,000 Thaler. 

Die Zinskupons werden nach dem sub B. anliegenden Schema fuͤr fuͤnf 
Jahre ausgegeben und nach Ablauf dieſer Zeit erneuert. ; 

Die Zinskupons für die erſten fünf Jahre nebſt einer Anweiſung zur 
Empfangnahme der folgenden Zinskupons⸗Reihe (Schema sub (.) befinden 
ſich an den Prioritaͤts⸗Obligationen. Auf der Ruͤckſeite der Prioritaͤts-Obliga⸗ 
tionen wird das gegenwaͤrtige Privilegium abgedruckt. 


Die Einlöfung des Reſtes der Prioritaͤts⸗Obligationen vom 1. Oktober 


1848. im Betrage von 108,700 Thalern erfolgt nach Maaßgabe der in dem 
Privilegium vom 9. September 1848. fuͤr die Einloͤſung feſtgeſtellten Be- 
dingungen. : 

Ueber die erfolgte Einloͤſung wird Unſerem Miniſter fuͤr Handel, Ge⸗ 


werbe und oͤffentliche Arbeiten demnächft ein Nachweis eingereicht. 


H. 2. 


Die Prioritaͤts⸗Obligationen werden mit vier und einem halben Prozent 


jaͤhrlich verzinſet. Die Zinſen werden in halbjaͤhrigen Raten postnumerando 
in der Zeit vom 1. bis 30. April und 1. bis 31. Oktober eines jeden Jahres 


in Bonn und Coͤln, ſowie in denjenigen Staͤdten, welche etwa ſonſt noch von 
der Direktion hierzu beſtimmt werden, gezahlt. ; 

Zinfen von Prioritäts-Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jah⸗ 
ren von dem in den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungstage nicht ge⸗ 
ſchehen iſt, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. g 


§. 3. 
a Die Prioritaͤts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation durch alljaͤhr⸗ 
liche Verwendung einer Summe von 3750 Thalern und der auf die eingeloͤſten 
Prioritäts-Obligationen fallenden Zinſen. Die Nummern der fuͤr ein Jahr zu 
amortiſirenden Prioritaͤts⸗Obligatlonen werden im April jeden Jahres, zuerſt 
im April 1856., durch das Loos beſtimmt und die Auszahlung des 9 8 
b 5 etrages 
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betrages der hiernach zur Amortiſation gelangenden Prioritaͤts-Obligationen cr- 
folgt im Oktober deſſelben Jahres. 

Der Bonn⸗Cölner Eiſenbahngeſellſchaft bleibt jedoch das Recht vorbe- 
halten, mit Genehmigung des Staates ſowohl den Amortiſationsfonds zu ver⸗ 
ftärfen und dadurch die Tilgung der Prioritaͤts⸗Obligationen zu beſchleunigen, 
wie auch ſaͤmmtliche Prioritäts-Obligationen durch die öffentlichen Blätter mit 
ſechsmonatlicher Friſt zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzuloͤſen. 

Die Kuͤndigung darf jedoch nicht vor dem 1. April 1859. geſchehen. 

Ueber die erfolgte Amortiſation wird Unſerem Miniſter fuͤr Handel, Ge⸗ 
werbe und oͤffentliche Arbeiten alljaͤhrlich ein Nachweis eingereicht. 


H. 4. < 

Die Inhaber der Prioritaͤts⸗Obligationen find auf Höhe der darin ver- 
ſchriebenen Kapitalbetraͤge und der dafür nach H. 2. zu zahlenden Zinſen Gläu- 
biger der Bonn⸗Coͤlner Eiſenbahngeſellſchaft und ſind daher befugt, wegen ih⸗ 
rer Kapitalien und Zinſen fih an das geſammte Vermoͤgen der Geſellſchaft 
und deſſen Ertraͤge mit unbedingter Prioritaͤt vor den Inhabern der Stamm⸗ 
Aktien und der zu denſelben gehörigen Kupons und Dividendenſcheine zu hal⸗ 
ten. Eine Vermehrung des Geſellſchaftskapitals durch Emiſſion von Aktien, 
Prioritaͤts⸗Obligationen, oder durch Aufnahme eines Darlehns darf nur dann 
erfolgen, wenn den auf Grund des gegenwaͤrtigen Privilegiums zu emittirenden 
7500 Stuͤck Prioritaͤts⸗Obligationen nebſt Zinſen das Vorzugsrecht ausdruͤcklich 
eingeraͤumt und ſichergeſtellt iſt. Eine Veraͤußerung der zum Bahnkoͤrper und 
zu den Bahnhoͤfen erforderlichen, der Geſellſchaft gehoͤrigen Grundſtuͤcke iſt un⸗ 
ſtatthaft, fo lange die Prioritaͤts-Obligationen der gegenwärtigen Emiſſion nicht 
eingelöft find. Dieſe Veraͤußerungsbeſchraͤnkung bezieht fich jedoch nicht auf 
die außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht 
auf ſolche, welche innerhalb der Bahnhöfe etwa an den Staat oder an Ge- 
meinden zu oͤffentlichen Zwecken abgetreten werden moͤchten. 


H. 5. 
Die Inhaber der Prioritäts-Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maaßgabe der im 
H. 3. getroffenen Beſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 
a) wenn ein Zahlungstermin laͤnger als drei Monate unberichtigt bleibt; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn laͤnger als ſechs Monate 
ganz aufhoͤrt; g 
c) wenn gegen die Eiſenbahngeſellſchaft Schulden halber Exekution durch 
Pfaͤndung oder Subhaſtation vollſtreckt wird; 
d) wenn die im H. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht inne gehalten wird. 

In den Fallen von a. bis incl. c. bedarf es einer Kündigung nicht, 
ſondern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer alle 
eintritt, zuruͤckgefordert werden, und zwar: ; 

zu a) bis zur Zahlung der betreffenden Zinskupons; 

b) bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes; 
= c) bis zur Aufhebung der Exekution. i 
(Ne. 4072.) In 


11 
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In dem sub d. vorgedachten Falle ift jedoch eine dreimonatliche Kún- 
digungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts-Obligation 
von dieſem Kuͤndigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab 
Gebrauch machen, wo die Zahlung des Amortiſations-Quantums haͤtte ſtatt⸗ 
finden ſollen. 


H. 6. 


Die Auslooſung der zu amortifirenden Prioritäts-Obligationen geſchieht 
in Gegenwart zweier Mitglieder der Direktion und eines protokollirenden No- 
tars in einem, vierzehn Tage vorher zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringenden 
Termine (F. 3.), zu welchem den Inhabern der Prioritaͤts-Obligationen der 
Zutritt geſtattet ift. 


. 


Die Nummern der ausgelooſten Prioritäts -Obligationen werden binnen 
vierzehn Tagen nach Abhaltung des im F. 6. gedachten Termins bekannt ge⸗ 
macht; die Auszahlung derſelben erfolgt in Bonn und Col, ſowie in denjeni⸗ 
gen Staͤdten, welche etwa ſonſt noch von der Direktion hierzu beſtimmt werden, 
an die Vorzeiger der betreffenden Prioritäts- Obligationen gegen Auslieferung 
derſelben und der dazu gehörigen, nicht fälligen Zinskupons. Werden die Ku⸗ 
pons nicht mit abgeliefert, ſo wird der Betrag der fehlenden von dem Kapital⸗ 
Betrage der Prioritäts - Obligationen gekürzt und zur Cinlöfung der Kupons 
verwendet, ſobald dieſelben zur Zahlung praͤſentirt werden. 

Im Uebrigen erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
einer jeden Prioritäts⸗Obligation mit dem 30. September des Jahres, in wel- 
chem dieſelbe ausgelooſt und, daß dies geſchehen, oͤffentlich bekannt gemacht 
worden iſt. Die im Wege der Amortiſation eingeloͤſten Prioritaͤts⸗Obligationen 
werden in Gegenwart zweier Mitglieder der Direktion und eines protokolliren⸗ 
den Notars mit dem Vermerk der geſchehenen Ruͤckzahlung auf eine Weiſe be⸗ 
zeichnet, daß dieſe Bezeichnung nur mit der Obligation zugleich zu vernichten iſt. 

Die in Folge der Ruͤckforderung von Seiten des Inhabers (H. 5.) oder 
in Folge einer Kündigung ($. 3.) außerhalb der Amortiſation eingelöften Prio⸗ 
ritaͤts⸗Obligationen hingegen ift die Geſellſchaft wieder auszugeben befugt. 


H. 8. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Prioritaͤts⸗Obligationen amor⸗ 
tiſirt werden, ſo erlaͤßt die Direktion auf Anſtehen der Betheiligten dreimal, in 
Zwiſchenraͤumen von vier Monaten, eine oͤffentliche Aufforderung, jene Doku⸗ 
mente einzuliefern, oder die etwanigen Rechte daran geltend zu machen. Er⸗ 
folgt hierauf kein genuͤgender Nachweis binnen zwei Monaten nach der letzten 
Aufforderung, fo erklärt auf den Antrag der Direktion das Koͤnigliche Land⸗ 
gericht zu Bonn die fehlenden Dokumenke öffentlich fuͤr unguͤltig und die Di⸗ 
rektion fertigt an deren Stelle, reſp. mit dieſer Vormerkung, neue Dokumente aus. 

: ‚Die Koſten dieſes Verfahrens fallen dem nachſuchenden Inhaber der 
Prioritaͤts⸗Obligation zur Laſt. 5 
; Zins⸗ 
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Zinskupons, welche als verloren oder vernichtet angemeldet und bis zum 
Tage der Verjaͤhrungsfriſt (F. 2.) nicht eingeloͤſt werden, muͤſſen von der Ge⸗ 
ſellſchaft ausbezahlt werden, wenn derſelben der Verluſt vor Eintritt der Ver⸗ 
jaͤhrungsfriſt angemeldet und der Beſitz nachgewieſen worden iſt. 


§. 9. 


Diejenigen Prioritäts-Obligationen, welche ausgelooſt und gekuͤndigt ſind, 
und, der Bekanntmachung durch die oͤffentlichen Blätter ungeachtet, nicht recht⸗ 
zeitig zur Realiſation eingehen, werden waͤhrend der naͤchſten zehn Jahre von 
der Direktion der Bonn-Cölner Eiſenbahngeſellſchaft alljaͤhrlich einmal öffentlich 
aufgerufen; gehen ſie aber deſſenungeachtet nicht ſpaͤteſtens binnen Jahresfriſt 
nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Realiſirung ein, fo erliſcht ein jeder 
Anſpruch aus denſelben an das Geſellſchaftsvermoͤgen, was unter Angabe der 
Nummern der werthlos gewordenen Prioritaͤts⸗Obligationen von der Direktion 
öffentlich bekannt zu machen iſt. i 

Die Geſellſchaft hat aus dergleichen Prioritäts - Obligationen keinerlei 
Verpflichtung mehr; doch ſteht der Generalverſammlung frei, die gaͤnzliche oder 
theilweiſe Realiſirung derſelben aus Billigkeitsruͤckſichten zu beſchließen. 


$. 10. 


Die in $$. 3., 6., 7., 8. und 9. vorgeſchriebenen offentlichen Bekannt⸗ 
machungen erfolgen durch die im Statute der Bonn-Cölner Eiſenbahngeſellſchaft 
(H. 60.) vorgeſehenen Blätter. 

Im Falle des Eingehens des einen oder des anderen dieſer Blaͤtter be⸗ 
ſtimmt die Direktion dafuͤr eine andere Zeitung, in welcher jene Bekanntmachun⸗ 
gen mit verbindlicher Kraft erfolgen. N 7 

Zu Urkund deſſen haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privile— 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An⸗ 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu ge⸗ 
ben oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 


Gegeben Charlottenburg, den 4. Auguſt 1854. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 
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100 Thlr. Pr. Crt. 


(Schema A.) 


Prioritäts- Obligation 
der 


Bonn-Cölner Eis enbahn - Gesellschaft 
vl: o A 
über 


Einhundert Thaler Preuss. Courant. ` 


inf Jahre befinden sich nebst der Anwei⸗ 
oupon-Reihe an der Prioritäts-Obligation. 


Inhaber dieser Obligation hat einen Antheil von Einhundert Thalern Preuss. Courant 


=: an dem in Gemässheit Allerhöchster Genehmigung und nach den Bestimmungen des 

N 2 ER f i 5 = 

2 umstehenden Privilegiums emittirten Capitale von Siebenhundert fünfzig Tausend Thalern 
— 

ö 2a Prioritäts- Obligationen der Bonn-Cölner Eisenbahn - Gesellschaft. - 
-ap > : 

== Ron ge 185. 

25 

© nA - — 
z| Die Direction der Bonn-Cölner Eisenbahn- Gesellschaft. Ausgefertigt: 
= (Unterschriften dreier Mitglieder.) (Unterschrift des Haupt-Cassirers.) 
ap 


Die Zins-Cou 


r 


Schema B. 


Ne 4. Bonn-Cölner Eisenbahn. 27 Thlr. 
Erster Zinscoupon zur Prioritäts -Obligation Mi... 
Inhaber empfängt am 1. Oktober 185. gegen diesen Coupon an 


den im S. 2. des Allerhöchsten Privilegiums vom e 
bezeichneten Zahlstellen : 


Zwei Thaler sieben Sgr. sechs Pf. Preuss. Crt: 
als Zinsen vom 1. April bis 30. September 185.. 
: BO, AEN er ee 185. . 
Die Direction. Ausgefertigt: 
N. N. Haupt-Gassirer. 


Ruͤckſeite. 


2 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. Pr. Crt. 
Zinsen von Prioritäts- Obligationen, deren Erhebung innerhalb 
vier Jahren von dem in den betreffenden Coupons bestimmten Zah- 
lungstage nicht geschehen ist, verfallen zum Vortheil der Gesellschaft. 


W 1. April 485.. ME. 
666m 


Schema €. 
Bonn-Cölner Eisenbahn -Gesellschaft. 


Obligation. 


Boi e E 185.. 
Die Direction der Bonn-Cölner Eisenbahn-Gesellschaft. 
N. N. ; 
Ausgefertigt: 


N. N. Haupt-Cassirer. 
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(Nr. 4073.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend den neunten Nachtrag zu dem Statute der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 12. Auguſt 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. : 
Nachdem die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalver- 


ſammlung vom 10. Juni 1854. die Ergaͤnzung reſp. Abaͤnderung der auf die 


Wahrnehmung der rechtlichen Geſchaͤfte der Geſellſchaft bezuͤglichen Beftim- 
' mungen des von Uns unter dem 2. Auguſt 1841. (Geſetz⸗Sammlung für 
1841. Seite 233.) beftätigten Geſellſchafts-Statuts beſchloſſen, und zu dieſem 
Behufe die in dem anliegenden neunten Nachtrage zum Statute enthaltenen 
J Beſtimmungen angenommen hat, wollen Wir dieſen Befchlüffen und dém ge- 

dachten Nachtrage Unſere landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen. 
Die gegenwartige Urkunde ift nebft der Anlage durch die Geſetz-Samm⸗ 

lung bekannt zu machen. : 
Gegeben Charlottenburg, den 12. Auguſt 1854. 


(C. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Neunter Nachtrag 
zu dem Statute der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


; erh 

Diem Verwaltungsrathe der Geſellſchaft wird die Ermächtigung ertheilt, 
ſofern nach ſeinem Ermeſſen ein Beduͤrfniß hierzu obwaltet, Einem ſeiner Mit⸗ 
glieder, welches die zu richterlichen Aemtern erforderliche Befaͤhigung beſitzt, die 
Fuͤhrung und Erledigung der vorzugsweiſe den Beſitz von Rechtskenntniſſen 
erfordernden Geſchaͤfte unter der Benennung des Juſtitiarius der Geſellſchaft 
lebenslaͤnglich oder auf eine beſtimmte Zeit, mit Genehmigung des Staates zu 
uͤbertragen. = 


H. 2. 


Der Juſtitiarius hat zugleich die Funktionen des Syndikus der Geſell— 
ſchaft nach Maaßgabe der HF. 34., 38. und 53. des Statuts zu verſehen. 


ir; 

Der Verwaltungsrath ſtellt die Amtsinſtruktion des Juſtitiarius und 

die Bedingungen ſeiner Anſtellung, insbeſondere die Dauer ſeines Amtes und 
die ihm zu gewaͤhrende Remuneration mit Zuſtimmung des Staates feſt. 


P 
2 
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Waͤhrend der Dauer feines Amtes bleibt zwar der Juſtitiarius ſtimm⸗ 
berechtigtes Mitglied des Verwaltungsrathes und der Direktion, iſt aber in 
beiden Kollegien zu dem Amte des Vorſitzenden nicht waͤhlbar und ſcheidet mit 
dem Ablaufe ſeiner Amtsdauer aus beiden Funktionen aus. 5 

Es finden daher auf den Juſtitiarius die Beſtimmungen der Hh. 40., 
41. und 43. des Statuts keine Anwendung. 


H. 4. 


So lange das Amt eines Juſtitiarius durch ein Mitglied des Verwal⸗ 
tungsrathes verſehen wird, erleidet der §. 19. des zweiten Nachtrags zum 
Statute die Abänderung, daß die Generalverſammlung nur die Wahl von 
fieben Mitgliedern des Direktorü vollzieht; dagegen ſoll die Amtsdauer ſaͤmmt⸗ 
licher Direktions⸗ und Ausſchußmitglieder und deren Stellvertreter von jetzt ab 
ohne Unterſchied eine dreijaͤhrige ſein. 5 : 


(Nr. 4074.) Statut des Verbandes der Wieſenbeſitzer in der Gemeinde Uerzig im Kreiſe 
Wittlich des Regierungsbezirks Trier. Vom 12. Auguſt 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen 1. ꝛc. 

verordnen, Behufs Verbeſſerung der auf dem Banne der Gemeinde Uerzig, im 
Kreiſe Wittlich des Regierungsbezirks Trier, in den Diſtrikten Schlemperts⸗ 
wieſe, Vorburger, Hexenſteilen, Erbwies, am Burgerwald, Untermehlem und 
Hintermehlem gelegenen, in dem Kataſterauszuge des Kataſterkontroleurs 
Bottler vom September 1851. und den dazu gehörigen, von dem Bezirks⸗Wie⸗ 
ſenbaumeiſter Knipp II. revidirten drei Karten verzeichneten Grundſtuͤcke, nach 
Anhoͤrung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, 
auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. $$. 56. und 57. (Geſetz-Samm⸗ 
lung vom Jahre 1843. S. 51.), was folgt: 


A. SaN ? 

Die Beſitzer der vorgedachten Grundſtuͤcke werden zu einem Wieſenver⸗ 
bande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent- und Bewaͤſſe⸗ 
rung zu verbeſſern. 

Der Verband hat ſein Domizil bei ſeinem jedesmaligen Vorſteher. 

H. 2. 

Die Haupt⸗Be⸗- und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, 
die Bachregulirungen, uͤberhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Ver⸗ 
bandswieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plan, welcher durch den be⸗ 
ſtellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung 
feſtzuſtellen iſt. / 


(Nr. 4073—4074.) Die 
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8 Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung de. bleibt den Eigenthuͤmern úber- 
laffen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor— 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten. 


H. 3. } 


Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen 
aa eee von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. > 
Der Buͤrgermeiſter feßt die Hebeliften auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laͤßt die Beitraͤge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 5 : 
Die Arbeiten follen an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 


H. 4. 


Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre ıc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufällige 
Vortheile erſetzt werden follte, iſt Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. Streitigkeiten 
bia 5 won mit Ausſchluß des Rechtsweges ſchiedsrichterlich entſchieden 
(Elk 9.) 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſenver⸗ 
bandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


H. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. ; , 


H. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ih⸗ 
rer Mitte auf drei Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern fuͤr die Wieſen⸗ 
ſchoͤffen. e 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjaͤhrige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 

Waͤhlbar ift derjenige, welcher mindeſtens einen halben Morgen Wieſe im 
Verbande beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechts⸗ 
kraͤfttiges Erkenntniß verloren hat. | 

Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für die Gemeindewah⸗ 
len zu beobachten. ; 3 
ur 
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Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter beſchei⸗ 
nigte Wahlprotokoll. ; 


585 125 0 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 
Er hat insbeſondere: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feftgeftellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſenbau⸗ 
meiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beauffichtigen; 

b) die Beitraͤge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 

0) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den Wie⸗ 
ſenſchoͤffen abzuhalten; x 

e) den Schriftwechfel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Vertraͤgen ift die Zu- 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 

In Behinderungsfaͤllen laͤßt fih der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchöffen vertreten. ; 


H. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die General- 
Verſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- für allemal 
beſtimmt. Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land⸗ 
rathes. Der Wieſenwaͤrter ift allein befugt zu waͤſſern und muß fo waͤſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil am Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen Öffnen oder zuſetzen oder. überhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungsanlage eigenmaͤchtig veraͤndern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. : 

Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 
gen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


SSR ; 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes tiber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder andern Nutzungsrechten und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 

(Nr. 4074.) ziellen 
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ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent- 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. ' 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes 
durch die Regierung (cfr. §. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten 
des Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des andern 
Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekannt⸗ 
machung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet wer- 
den muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
traͤgt die Koſten. ; 

i Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General— 
Verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt Jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den oͤffentlichen Gemeindeaͤmtern 
waͤhlbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. 

§. 10. j 

Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
bedrohen. SS | 
Sl: 

Der Wieſenverband ifi der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrath, von der Königlichen 
Regierung in Trier als Landespolizeibehoͤrde und von dem Minifter für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den 
Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


$. 12. 


Abaͤnderungen des vorſtehenden Statuts koͤnnen nur unter landesherr- 
licher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. a 
Gegeben Charlottenburg, den 12. Auguſt 1854. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Simons. v. Weſtphalen. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


